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(Nr. 13271.) Ausführungsverordnung zum Reichsgeſetze zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 
18. Februar 1927 Geichsgeſetzbl. 1 S. 61). Vom 24. Auguſt 1927. 5 


Des Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


8 1. 

(1) Die durch das Reichsgeſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(Reichsgeſetzbl. I S. 61) den Geſundheitsbehörden erwachſenden Aufgaben werden den Stadt- und Landkreiſen 
als Selbſtverwaltungsangelegenheiten übertragen. 

(2) Die Stadt- und Landkreiſe haben zur Durchführung der den Geſundheitsbehörden erwachſenden 
Aufgaben fachlich vorgebildete Arzte heranzuziehen. 

(3) Soweit Beratungsftellen beſtehen, die den von den Behörden zu ſtellenden Vorausſetzungen genügen, 
und die Errichtung neuer Stellen dadurch vermieden werden kann, ſind dieſe Stellen heranzuziehen und 
anteilsmäßig mit Mitteln auszuſtatten. 


8 2. 


(2) Dieſe Geſundheitsbehörde kann einer anderen Geſundheitsbehörde, in deren Bezirk der Verdächtige 
den gewöhnlichen Aufenthalt hat, die Durchführung durch eine ſchriftliche Mitteilung überlaſſen, wenn der 
Verdächtige den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts regelmäßig, mindeſtens aber einmal wöchentlich, auffucht. 


(3) Beſtreitet die andere Geſundheitsbehörde die Zuläffigkeit der Uberlaſſung, fo hat fie dies der im 
Abſ. ! bezeichneten Geſundheitsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Letztere kann die Entſcheidung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes ankufen, der für die andere Geſundheitsbehörde örtlich zuſtändig iſt. Der Bezirksausſchuß beſchließt endgültig. 
(4) Mit der Überlaſſung geht die Zuſtändigkeit für die im Ab. 2 Satz 2 bezeichnete Zeit auf die 
andere Geſundheitsbehörde über. Im Falle des Abf. 3 bleibt jedoch die bisherige Zuſtändigkeit bis zur 


(5) Entſteht ſpäter zwiſchen den beiden Geſundheitsbehörden darüber Streit, ob die Vorausſetzungen 
der Überlaſſung noch vorliegen, ſo kann die Geſundheitsbehörde, der die Durchführung überlaſſen worden war, 
die Eutſcheidung des für ſie örtlich zuſtändigen Bezirksausſchuſſes anrufen. Dieſer beſchließt endgültig. Bis 
zu ſeiner Entſcheidung bleibt die bisherige Juſtändigkeit beſtehen. 


8 3. 

„.) Die Geſundheitsbehörden können zur Durchführung ihrer Anordnungen außer unmittelbarem Zwange 
(8 4 Abſ. 4 des Reichsgeſetzes zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten) auch das Zwangsmittel des $ 132 
Nr. 2 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung mit der Maßgabe anwenden, daß Haftſtrafen nicht 
feſtgeſetzt werden dürfen und daß ſich die Höhe der Geldſtrafen nach den für die Ortspolizeibehörden geltenden 
Vorſchriften beſtimmt. 5 

(2) Zur Vollſtreckung ihrer Anordnungen können die Geſundheitsbehörden die Polizeibehörden in 
Anſpruch nehmen. 


(Dierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 9. September 1927) 
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84. 

Die Verwaltungsbehörden des Staates und der Gemeinden haben ſich für die Erfüllung der aus dem 
Reichsgeſetze zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten und aus dieſer Verordnung erwachſenden Aufgaben 
Beiſtand zu leiſten. 

8 5. 

Die Geſundheitsbehörde und die Träger der zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten dienenden öffent⸗ 
lichen Einrichtungen ſind verpflichtet, dem Kreisarzt über den Stand der Geſchlechtskrankheiten Auskunft zu geben. 
Der Kreisarzt kann ſich von der Ausgeſtaltung und dem Betriebe der vorbezeichneten öffentlichen Einrichtungen 
jederzeit durch Einnahme von Augenſchein Kenntnis verſchaffen. 


8 6. 
Die Stadt- und Landkreiſe haben die durch die Einrichtung und Tätigkeit der Geſundheitsbehörden 
entſtehenden Koſten zu tragen, ſoweit ſich nicht aus den 8$ 7 bis 9 etwas anderes ergibt. 


8 7. 

(1) Die Koſten eines ärztlichen Zeugniſſes fallen ebenſo wie die einer ärztlichen Unterſuchung demjenigen 
Stadt oder Landkreiſe zur Laſt, deſſen Geſundheitsbehörde die Beibringung des Zeugniſſes oder die Unter⸗ 
ſuchung angeordnet hat; jedoch können ihnen gegenüber Gebühren für die ärztliche Tätigkeit nur im Rahmen 
der amtlichen Gebührenordnung in Anſatz gebracht werden. 


(2) Steht jedoch zur unentgeltlichen Unterſuchung und Ausftellung des Deugniſſes eine öffentliche Ein⸗ 
richtung zur Verfügung und macht der Verdächtige von ihr keinen Gebrauch, obgleich er auf ihr Vorhanden⸗ 
fein hingewieſen worden war, fo hat der Stadt⸗ oder Landkreis die Koſten nur zu tragen, wenn ſich der 
Krankheitsverdacht nicht beſtätigt. a 


88. 


(1) Der Stadt. oder Landkreis, deſſen Geſundheitsbehörde angeordnet hat, daß ein Heilverfahren in 
einem von ihr beſtimmten Krankenhauſe durchgeführt wird, haftet dem Unternehmer des Krankenhauſes neben 


dem Kranken oder einem Drittverpflichteten für die Bezahlung der Krankenhauskoſten. Er hat wegen dieſer 


Koſten einen Erſatzanſpruch gegenüber dem Stadt⸗ oder Landkreis, in dem der Kranke bei der Aufnahme 
in das Krankenhaus den gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Iſt der Kranke hilfsbedürftig, fo beſteht der Exſatz⸗ 
anſpruch gegenüber der Gemeinde oder dem Gemeindeverband, die bei entſprechender Anwendung der Ver⸗ 
ordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100) als Fürſorgeverband end⸗ 
gültig zum Koſtenerſatze verpflichtet wären; das gleiche gilt, wenn der Stadt⸗ oder Landkreis ſonſt Koſten 
> von feiner Gefundheitsbehörde angeordneten Heilverfahrens deswegen getragen hat, weil der Kranke hilfs⸗ 
bedürftig war. 


i (2) Gemeinden oder Gemeindeverbände, die danach die Koſten eines von der Geſundheitsbehörde ange⸗ 
ordneten Heilverfahrens getragen haben, können deren Erſatz von dem Kranken oder demjenigen verlangen, 
der dem Kranken gegenüber zur Tragung der Koſten verpflichtet iſt. Der Erſatzanſpruch darf nach Maß 
und Vorausſetzung nicht weiter geltend gemacht werden, als ihn ein Fürſorgeverband gegenüber dem Unter⸗ 
ſtützten oder dem dieſem verpflichteten Dritten hat. 


(3) Über Streitigkeiten, die zwiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden wegen Erſatzanſprüchen ent⸗ 
ſtehen, wird im Verwaltungsſtreitverfahren endgültig von demjenigen Bezirksausſchuß entſchieden, der für die 
in Anfpruch genommene Gemeinde oder den in Anſpruch genommenen Gemeindeverband örtlich zuſtändig iſt. 


89. 

(1) Die Durchführung der den Landkreiſen nach § 1 erwachſenden Aufgaben kann durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes kreisangehörigen Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden (rheiniſchen Bürgermeiſtereien 
und weſtfäliſchen Amtern) von mehr als 10 000 Einwohnern und in der Provinz Hannover den ſelbſtändigen 
Städten (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover) übertragen werden, wenn die ordnungs⸗ 
mäßige Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten dadurch nicht gefährdet wird. Unter derſelben Vorausſetzung 
iſt dem eh ſolcher Gemeinden oder Gemeindeverbände zu entſprechen, durch den die Übertragung nach⸗ 
geſucht wird. 


(2) Die Übertragung bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten, der ſie nur mit Zuſtimmung 
des Bezirksausſchuſſes verſagen kann. Iſt die Übertragung ohne Antrag ausgeſprochen oder entgegen einem 
Antrag abgelehnt worden, ſo kann die Gemeinde oder der engere Gemeindeverband den Beſchluß des Kreis- 
ausſchuſſes mit der Beſchwerde anfechten. Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen nach der Juſtellung des 
Beſchluſſes bei dem Kreisausſchuß anzubringen. Der Bezirksausſchuß beſchließt über fie endgültig; in dieſem 
Falle bedarf die Übertragung keiner Genehmigung durch den Regierungspräſidenten. 
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(3) Um die einheitliche Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten innerhalb ſeines Bezirkes zu ſichern, kann 
der Landkreis im Rahmen der allgemeinen, zum Reichsgeſetze zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten er⸗ 
laſſenen Ausführungsvorſchriften Richtlinien aufſtellen. Kreisangehörige Gemeinden und engere Gemeindever⸗ 
bände führen innerhalb dieſer Richtlinien die ihnen übertragenen Aufgaben ſelbſtändig unter eigener Verant- 
wortung durch. 


(4) Kreisangehörige Gemeinden und engere Gemeindeverbände, denen die Durchführung übertragen iſt, 
haben von dem fachlichen Aufwande, der ihnen im Einzelfall aus angeordneten ärztlichen Anterſuchungen, 
Vorlagen von ärztlichen Zeugniſſen und Heilverfahren entſteht, drei Zehntel zu tragen, während fieben Zehntel 
dem Landkreiſe zur Laſt fallen. Erſatzanſprüche aus § 8 Abſ. 1 Satz 2 können fie weder gegeneinander noch 
gegen den Landkreis geltend machen. Soweit fie ſonſt nach § 8 Abf. Lund 2 wegen der Koſten eines Heil⸗ 
verfahrens, das ihre Geſundheitsbehörden angeordnet haben, Erſatz fordern könnten, ſteht der Anſpruch dem 
Landkreiſe zu. Er kann ſie zur Geltendmachung ſolcher Anſprüche allgemein ermächtigen. Soweit nichts 
anderes vereinbart iſt, gebühren Beträge, die zur Abgeltung derartiger Anſprüche bezahlt werden, in Höhe 
von ſieben Zehnteln dem Landkreis und in Höhe von drei Zehnteln derjenigen kreisangehörigen Gemeinde 
oder demjenigen engeren Gemeindeverbande, deren Geſundheitsbehörde das Heilverfahren im Einzelfall ange⸗ 
ordnet hat. 


(5) Im übrigen gelten die für Stadt⸗ und Landkreiſe gegebenen Vorſchriften für Gemeinden und engere 
Gemeindeverbände, denen die Durchführung der Aufgaben übertragen iſt, entſprechend. 


9 10. 


Ein polizeilich angeordnetes Heilverfahren, dem ein Geſchlechtskranker beim Inkrafttreten der Verordnung 
unterworfen iſt, gilt von jenem Zeitpunkt ab als durch die zuſtändige Geſundheitsbehörde angeordnet. 


811. 
Die Landgemeinde Helgoland gilt als Landkreis im Sinne dieſer Vorſchriften. 


: § 12. 
1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1927 in Kraft. Gleichzeitig treten der § 8 Nr. 9 und der 


( 
9 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. Auguſt 1905 (Geſetz 
ſamml. S. 373) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Februar 1927 (Geſetzſamml. S. 41) außer Kraft. 


(2) Der Minifter für Volkswohlfahrt erläßt im Einvernehmen mit dem Minifter des Innern die zur 
Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen. Dieſe Beſtimmungen ſind dem Landtage vor⸗ 
zulegen und auf ſein Verlangen abzuändern. 


Berlin, den 24. Auguſt 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
8 Für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13272.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes über die Verfrachtung alkoholiſcher Waren 
vom 14. April 1926 (Reichsgeſetzbl. II S. 230). Vom 24. Auguſt 1927. 


0 ; 
Auf Grund des §7 des Geſetzes über die Verfrachtung alkoholiſcher Waren vom 14. April 1926 (Reichs⸗ 
geſetzbl. II S. 230) wird folgendes verordnet: a 8 


81. 

Die Oberpräſidenten (Waſſerbaudirektionen) in Königsberg und Stettin ſowie die Regierungspräſidenten 
in Aurich, Lüneburg, Stade und Schleswig beſtimmen die mit den Befugniſſen der 88 3, 4, 5, 6 des Geſetzes 
und des § 3 dieſer Verordnung auszuſtattenden Hafenbehörden ihres Bezirkes. Die Befugniſſe der $$ 5 und 6 
des Geſetzes können auch auf die den Hafenbehörden unterſtellten örtlichen Aufſichtsbeamten oder mit Zu⸗ 
ſtimmung der Reichszollverwaltung auf die Zolldienſtſtellen des Bezirkes übertragen werden. 
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82. 
Das gemäß § 4 Abf. 2 des Geſetzes erforderliche Zeugnis hat die für den Heimathafen zuftändige In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer auszuſtellen. 99 


Mechaniſch angetriebene Schiffe von weniger als 100 Regiſtertons Nettorauminhalt gelten nur dann 
als in regelmäßiger Linienfahrt beſchäftigt, wenn ſie im Beſitz einer entſprechenden Beſcheinigung der Hafen⸗ 
behörde des Ausgangs- oder Heimathafens find (vgl. 8 1 Satz J). 


84. 

Zwecks Überwachung der durch das Geſetz und feine Ausführungsbeſtimmungen gegebenen Vorſchriften 
ſind die Beamten der Hafenbehörden ($ 1), der Polizeibehörden, der Behörden der Reichszollverwaltung ſowie 
des Reichswaſſerſchutzes befugt, alle im preußiſchen Staatsgebiete befindlichen, den Beſtimmungen der 88 2 und 3 
des Geſetzes unterworfenen Schiffe jederzeit zu betreten und zu durchſuchen, zur Feſtſtellung der Beſtimmung 
der alkoholiſchen Waren die erforderlichen Nachweiſe durch Vorlage von Fracht⸗ und Schiffspapieren, Geſchäfts⸗ 
büchern uſw. zu verlangen ſowie unangemeldete oder unter falſcher Deklaration verſandte alkoholiſche Waren 
zu beſchlagnahmen. 


g 
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8 5. 
Alle weiteren Maßnahmen zur Durchführung des Geſetzes treffen die im 8 1 genannten Oberpräſidenten 
und Regierungspräſidenten im Benehmen mit den zuſtändigen Behörden der Reichszollverwaltung und des i 
Reichswaſſerſchutzes. 
9 6 
0 


Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Reichsgeſetz über die Verfrachtung alkoholiſcher Waren vom 


14. April 1926 in Kraft. 
Berlin, den 24. Auguſt 1927. | 
9 5 Das Preußische Staatsminiſterium. 
Braun. Schreiber. 
Bekanntmachung. 4 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht | 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juni 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Mansfelder Seekreis, 
Aktiengeſellſchaft in Amsdorf, für den Um⸗ und Ausbau ihres 15 000 Volt⸗Verſorgungsnetzes 

im Mansfelder Seekreiſe 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 33 S. 187, ausgegeben am 13. Auguſt 19277 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Juni 1927 i 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Roitzſch für die Anlegung A 


eines Friedhofs | 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 32 S. 181, ausgegeben am 6. Auguſt 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juli 1927 1 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Dhron für den Provinzial 
ſtraßenmäßigen Ausbau der Straßen von Neumagen nach Niederemmel und von Dhron nach 
Papiermühle innerhalb der Gemarkung Dhron 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 30 S. 101, ausgegeben am 30. Juli 1927; | 
4, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juli 1927 | 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Sachſen für 
die Errichtung und den Betrieb einer Landesheilanſtalt in den Gemeindebezirken Althaldensleben 
und Neuhaldensleben 5 
durch die Amtsblätter der Regierung in Magdeburg Nr. 32 S. 147, ausgegeben am 6. Auguſt 1927, 
und der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 175, ausgegeben am 30. Juli 1927; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1927 
über die Genehmigung des 31. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz 
Sachſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 32 S. 181, ausgegeben am 6. Auguſt 1927. 
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